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1. Sachverhalt1 

Um sich die finanziel-
len Mittel für einen Bor-
dellbesuch zu beschaffen, 
will A eine Tankstelle ü-
berfallen. 

Er betritt die Tankstel-
le, stellt eine verschlosse-
ne Sporttasche auf die 
Verkaufstheke und nimmt 
demonstrativ sein Handy 
in die Hand. Sogleich er-
klärt er der Verkäuferin, 
in der Tasche befinde sich 
eine Bombe, die er zün-
den werde, wenn ihm 
nicht das Geld aus der 
Kasse ausgehändigt wer-
de. Die verängstigte Ver-
käuferin übergibt ihm 
daraufhin 1525 € Bargeld. Das Geld 
gibt A sodann wie geplant aus. A wird 
vom Landgericht wegen schwerer räu-
berischer Erpressung gemäß den §§ 
253, 255, 250 Abs. 1 Nr. 1b StGB2 ver-
urteilt und erhebt Revision beim BGH. 

 
2. Probleme und bisheriger  
Meinungsstand 

Die zentrale Frage des Falles lautet, 
ob eine handelsübliche Sporttasche und 
ein Mobiltelefon unter den Qualifika-
tionstatbestand des § 250 Abs. 1 Nr. 1b 
gefasst werden können: Sind sie Werk-
zeuge oder Mittel, die der Täter bei sich 
führt, um den Widerstand einer ande-
ren Person durch Drohung mit Gewalt 
zu verhindern oder zu überwinden? 

                                       
1  Wir haben den Sachverhalt der Entschei-

dung gekürzt und leicht verändert, um 
die Hauptprobleme deutlicher hervortre-
ten zu lassen. 

2  Alle folgenden §§ sind solche des StGB. 

Auf den ersten Blick scheint man 
das unproblematisch annehmen zu 
können. § 250 Abs. 1 Nr. 1b erfasst 
seinem Wortlaut nach im Umkehr-
schluss zu Nr. 1a gerade auch objektiv 
ungefährliche Werkzeuge und Mittel 
jeder Art, also auch Sporttaschen und 
Handys. Wieso die Beantwortung dieser 
Frage dennoch schwierig ist, wird deut-
lich, wenn man die Entwicklung in Ge-
setzgebung und Rechtsprechung be-
trachtet, die mit dieser Norm verbun-
den ist.3 

Vor dem 6. StrRG 1998 war heftig 
umstritten, ob objektiv ungefährliche 
Mittel, die überhaupt nicht geeignet 
sind, das Angedrohte zuzufügen 
(„Scheinwaffen“),4 die Anforderungen 

                                       
3  Für eine ausführlichere Darstellung zur 

Entstehung und Geschichte der Norm 
vgl. insbesondere FAMOS 04/2007, 2. 

4  Schmidt/Priebe, Strafrecht BT II, 9. Aufl. 
2010, Rn. 396b. Zu den Scheinwaffen im 
„klassischen“ Sinn zählen beispielsweise 
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an den Qualifikationstatbestand des 
§ 250 I Nr. 2 a.F.5 erfüllen können. 
Während die Rechtsprechung diese 
Frage unter Berufung auf eine „eindeu-
tig auf subjektive Voraussetzungen ab-
stellende Tatbeschreibung des Geset-
zes“ bejahte,6 sprach das Schrifttum 
den Scheinwaffen die Tatbestandsquali-
tät i.S.v. § 250 Abs. 1 Nr. 2 a.F. nahezu 
einhellig ab.7 Insbesondere im Hinblick 
auf die hohe Mindeststrafe von damals 
fünf Jahren sei es nicht sachgerecht, 
objektiv völlig ungefährliche Gegens-
tände einzubeziehen.  

Dieses Argument blieb nicht ohne 
Wirkung. In zwei wichtigen Entschei-
dungen8 „entschärfte“ der BGH seine 
weitgehende Auffassung ein wenig, in-
dem er bei Gegenständen, die be-
reits nach ihrem äußeren Erschei-
nungsbild aus Sicht eines objekti-
ven Betrachters offensichtlich un-
gefährlich sind (zum Beispiel ein dün-
nes Metallrohr oder ein „Labello“-
Lippenpflegestift), eine Verwirklichung 
der Qualifikation verneinte. Begründet 
wurde diese Einschränkung damit, dass 
bei diesen Gegenständen die Dro-
hungswirkung vordergründig durch 
Täuschungshandlungen des Täters und 
nicht durch das Tatmittel entstehe.  

Seit der Neufassung des  
§ 250 Abs. 1 Nr. 1b im Jahre 1998 las-
sen sich zwar, wie oben beschrieben, 
Scheinwaffen jeder Art problemlos un-
ter den Gesetzeswortlaut subsumieren. 
Dies war auch ein wesentliches Ziel des 
Gesetzgebers, der hinsichtlich der Ein-
beziehung von Scheinwaffen für Klar-

                                                            
Spielzeugpistolen und echte, aber nicht 
einsatzbereite Schusswaffen. 

5  Nach alter Gesetzesfassung war der Tat-
bestand verwirklicht, wenn der Täter „ei-
ne Waffe oder sonst ein Werkzeug oder 
Mittel bei sich führt, um den Widerstand 
eines anderen durch (…) Drohung mit 
Gewalt zu verhindern oder zu überwin-
den.“ 

6  BGH NJW 1976, 248. 
7  Seelmann, JuS 1986, 201, 204; Geppert, 

JURA 1992, 496, 500. 
8  BGHSt 38, 116; BGH NStZ 1997, 184. 

stellung sorgen wollte.9 Gleichwohl er-
gibt sich aus den Gesetzesmaterialien, 
dass die einschränkende Auslegung des 
BGH in Bezug auf äußerlich ungefährli-
che Gegenstände („Labello-
Rechtsprechung“) auch nach der Ge-
setzesänderung Bestand haben sollte.10 
Auch der BGH hat an dieser Einschrän-
kung in seinen darauffolgenden Urteilen 
ausdrücklich festgehalten.11  

Der überwiegende Teil der Literatur 
geht aufgrund der klaren gesetzgeberi-
schen Entscheidung ebenfalls davon 
aus, dass Scheinwaffen nunmehr er-
fasst sind.12 Gleichwohl halten gewich-
tige Stimmen den Tatbestand des § 250 
Abs. 1 Nr. 1b für zu weitgehend und 
gerade im Vergleich zu den anderen 
Varianten des § 250 Abs. 1 Nr. 1 in 
systematischer Hinsicht nicht zu recht-
fertigen.13  

Die „Labello-Rechtsprechung“ ist im 
Schrifttum auf ein geteiltes Echo gesto-
ßen. Ihre restriktive Wirkung wird ein-
hellig begrüßt.14 Es gibt jedoch auch 
deutliche Kritik. Die Abgrenzung der 
Gegenstände, die augenscheinlich of-
fensichtlich ungefährlich sind, von „ech-
ten“ Scheinwaffen i.S.d. § 250 Abs. 1 
Nr. 1b sei nahezu unmöglich und öffne 
einer unvorhersehbaren Einzelfallrecht-
sprechung Tür und Tor.15  

Gerade im vorliegenden Fall zeigt 
sich diese Abgrenzungsschwierigkeit. 
Sind Sporttasche und Mobiltelefon eher 
mit Metallrohr und „Labello“ oder den 

                                       
9  Der Literatur wurde aber insofern ent-

sprochen, als das Mindeststrafmaß von 
fünf auf drei Jahre gesenkt wurde. 

10  BT-Drs. 13/9064, S. 18. 
11  BGH NJW 1998, 2914; BGH NStZ 2007, 

332. 
12  Rengier, Strafrecht BT I, 13. Aufl. 2011, 

§ 8 Rn. 5; Wessels/Hillenkamp, Straf-
recht BT 2, 31. Aufl. 2008, Rn. 344 (je-
weils mit weiteren Nachweisen). 

13  Hörnle, JURA 1998, 169, 173; Mitsch, 
Strafrecht BT 2 Teilband 1, 2. Aufl. 
2002, § 3 Rn. 59. 

14 Wessels/Hillenkamp (Fn 12), Rn. 266. 
15  Fischer, StGB, 58. Aufl. 2011, § 250 

Rn. 11b; Hohmann, NStZ 2007, 184, 
185. 
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klassischen Scheinwaffen i.S.v. 
§ 250 Abs. 1 Nr. 1b, z.B. einer Spiel-
zeugpistole, vergleichbar? 

Zur Behandlung von Bombenatt-
rappen als Scheinwaffen sind bislang 
kaum Entscheidungen ergangen. Ledig-
lich in einer Entscheidung bejahte der 
BGH eine Strafbarkeit nach § 250 
Abs. 1 Nr. 2 a.F., da die Attrappe nach 
ihrem äußeren Erscheinungsbild nicht 
offensichtlich ungefährlich gewesen 
sei.16 Das Schrifttum hat sich mit die-
sem Thema ebenfalls nur am Rande 
beschäftigt. Eine Plastiktüte mit einem 
darin befindlichen Wecker17 sowie ein 
„Maggiwürfel“18 sollen als Scheinwaffen 
i.S.d. § 250 Abs. 1 Nr. 1b wohl aus-
scheiden. 

Eher einen Nebenschauplatz bildet 
die Frage, über welches Grunddelikt 
man zu § 250 gelangt. In Betracht 
kommen sowohl Raub (§ 249) als auch 
räuberische Erpressung (§§ 253, 255). 
Die Abgrenzung dieser Delikte vonein-
ander ist ein Standardproblem inner-
halb der Vermögensdelikte.  

Die Rechtsprechung grenzt dabei 
nach dem äußeren Erscheinungsbild 
(„geben“: §§ 253, 255; „nehmen“: 
§ 249) ab.19 Die Literatur stellt hinge-
gen auf die innere Willensrichtung 
des Opfers ab und verlangt für die 
§§ 253, 255 als ungeschriebenes Tat-
bestandsmerkmal eine freiwillige Ver-
mögensverfügung. Wann eine Verfü-
gung freiwillig erfolgt, wird nicht ein-
heitlich beantwortet. Eine Ansicht lässt 
ein erzwungenes Einverständnis genü-
gen,20 während dem Opfer nach ande-
rer Auffassung eine reelle Verhaltensal-
ternative bleiben muss.21 Teilweise wird 
                                       
16  BGH NStZ 1999, 188. Aus der Entschei-

dung geht jedoch nicht hervor, welche 
konkrete Gestalt die Bombenattrappe 
hatte. 

17  Schmitz, in MüKo, StGB, 2003, § 244 
Rn. 29. 

18  Wessels/Hillenkamp (Fn. 12), Rn. 266. 
19  BGHSt 7, 252, 255. 
20  Rengier (Fn. 12), § 11 Rn. 37. 
21  Wessels/Hillenkamp (Fn. 12), Rn. 713, 

731; Eisele, Strafrecht BT II, 2009, 
Rn. 721. 

auch darauf abgestellt, ob das Opfer 
davon ausgeht, dass seine Mitwirkung 
zur Verwirklichung der Tat erforderlich 
ist.22  

 
3. Kernaussagen der Entscheidung 

Der BGH bestätigt die Verurteilung 
des Landgerichts wegen schwerer räu-
berischer Erpressung. Die Sporttasche 
und das Mobiltelefon erfüllen die Anfor-
derungen an eine Scheinwaffe i.S.v. 
§ 250 Abs. 1 Nr. 1b. 

In seiner Entscheidung bekräftigt er 
zunächst die Grundsätze der „Labello-
Rechtsprechung“. Scheinwaffen werden 
grundsätzlich von § 250 Abs. 1 Nr. 1b 
erfasst. Ausgenommen werden nur sol-
che Gegenstände, die offensichtlich un-
gefährlich sind und deren Drohungswir-
kung bloß auf täuschenden Erklärungen 
des Täters beruht. Gleichwohl sei nach 
Ansicht des BGH vorliegend keine der-
artige Ausnahme gegeben, da bei einer 
Sporttasche und einem Handy die ob-
jektive Ungefährlichkeit äußerlich nicht 
zu erkennen sei. 
 
4. Konsequenzen für Ausbildung  
und Praxis 

Die Entscheidung steht im Einklang 
mit der früheren Entscheidung23 zu 
Bombenattrappen. Es ist davon auszu-
gehen, dass der BGH auch bei anderen 
Alltagsgegenständen, denen die Unge-
fährlichkeit nicht auf den ersten Blick 
anzusehen ist, tendenziell eine Straf-
barkeit nach § 250 Abs. 1 Nr. 1b beja-
hen wird.  

Das Problem der Behandlung von 
Scheinwaffen hat sich mit der Neufas-
sung des § 250 im Jahre 1998 keines-
falls erledigt. Es beschäftigt nicht nur 
die Gerichte, sondern ist noch immer 
häufig Gegenstand juristischer Klausu-
ren und Hausarbeiten. Gerade weil der 
Wortlaut scheinbar eindeutig ist, ist es 
aus studentischer Sicht wichtig, sich die 

                                       
22 Heinrich, in Arzt/Weber/Heinrich/Hilgen-

dorf, Strafrecht BT, 2. Aufl. 2009, § 18 
Rn. 17. 

23  BGH NStZ 1999, 188. 
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Grundsätze der „Labello-
Rechtsprechung“ und einzelner damit 
zusammenhängender Fallkonstellatio-
nen gut einzuprägen.  

Im Gegensatz zum BGH darf der 
Student auf die Abgrenzung zwischen 
Raub und räuberischer Erpressung nicht 
verzichten. Dabei sollte mit dem Raub 
begonnen und die Frage im Rahmen 
der Wegnahme erörtert werden. Uns 
scheint es in derartigen Fällen zweck-
mäßiger, dem klaren Abgrenzungs-
merkmal der Rechtsprechung zu folgen 
und einen Raub abzulehnen. In der vor-
liegenden Entscheidung gibt die Kassie-
rerin A das Geld aus der Kasse, mithin 
liegt hiernach eine räuberische Erpres-
sung vor.  

Folgt man der Literatur, muss diffe-
renziert werden: Der Teil der Literatur, 
der auch ein erzwungenes Einverständ-
nis als Vermögensverfügung ausreichen 
lässt, würde § 249 ebenfalls verneinen. 
Stellt man hingegen wie der überwie-
gende Teil der Lehre stärker auf eine 
mögliche Verhaltensalternative oder 
eine notwendige Mitwirkung seitens 
Opfers ab, kann man § 249 unter dem 
Hinweis bejahen, dass der Kassiererin 
keine Verhaltensalternative blieb bzw. 
sie davon ausging, dass ihre Mitwirkung 
nicht erforderlich war. Für ein eindeuti-
ges Ergebnis fehlen jedoch die Angaben 
in der Sachverhaltsdarstellung, da es 
dem BGH wie dargestellt nicht auf die 
in der Literatur vorgenommene Abgren-
zung ankommt.  

Die Erörterung der Scheinwaffen-
problematik in der Klausur ist nicht 
ganz einfach, weswegen wir hier eine 
kleine Anleitung geben wollen: Im 
Rahmen des § 250 Abs. 1 ist zuerst 
Nr. 1a anzusprechen und aufgrund feh-
lender objektiver Gefährlichkeit abzu-
lehnen. Im Anschluss ist auf 
§ 250 Abs. 1 Nr. 1b einzugehen. Aus-
gangspunkt der Erörterung des Prob-
lems ist der Wortlaut, der eine Einbe-
ziehung auch absolut ungefährlicher 
Gegenstände zulässt. Dann ist die Fra-
ge zu stellen, inwieweit die hohe Straf-
androhung des § 250 eine restriktive 

Auslegung erfordert.24 Hat man sodann 
die Grundsätze der „Labello-
Rechtsprechung“ dargestellt, erscheint 
es uns zumindest klausurtaktisch am 
klügsten, mit der Begründung des BGH 
(objektiv mehrdeutiges Objekt) eine 
Strafbarkeit nach § 250 Abs. 1 Nr. 1b 
zu bejahen. Eine andere Auffassung ist 
unserer Ansicht nach vertretbar, erfor-
dert jedoch einen größeren Begrün-
dungsaufwand (siehe dazu die gleich 
folgende Kritik). 
 
5. Kritik 

Der BGH geht auf die Abgrenzungs-
frage zwischen Raub und räuberischer 
Erpressung nicht ein. Anlass zur Kritik 
bietet das kaum, denn dieser zumindest 
im vorliegenden Fall rein akademische 
Streit hat für die Rechtspraxis keine 
Relevanz. Sowohl über § 249 als auch 
über die §§ 253, 255 ist der Weg zu 
§ 250 eröffnet.  

Das im Hinblick auf § 250 Abs. 1 
Nr. 1b gefundene Ergebnis hätte unse-
rer Ansicht nach einer ausführlicheren 
Begründung bedurft. Der BGH macht es 
sich einfach. Ohne auf etwaige Gegen-
argumente einzugehen, bejaht er eine 
Strafbarkeit nach § 250 Abs. 1 Nr. 1b. 
Begründet wird dieses Ergebnis schlicht 
damit, dass die Gefährlichkeit der 
Sporttasche von außen nicht einge-
schätzt werden könne und deshalb 
„kein Sonderfall (…), in welchem die 
Drohungswirkung eingesetzter Gegens-
tände nicht auf deren objektivem Er-
scheinungsbild, sondern ausschließlich 
auf täuschenden Erklärungen des Tä-
ters beruht“25, gegeben sei. Er bleibt 
damit der Linie der „Labello-
Rechtsprechung“ und deren engen 
Maßstäben treu. Die Gefahr einer 
Sporttasche ist eben anders als bei ei-
nem Labello nicht auf den ersten Blick 
einschätzbar. 
                                       
24  Nicht zwingend notwendig erscheint es 

uns dabei, etwas ausführlicher auf die 
historische Entwicklung des § 250 einzu-
gehen. Wer noch genügend Zeit hat, 
macht damit jedoch keinen Fehler. 

25 BGH NStZ 2011, 278. 
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Dennoch lässt sich am Ergebnis des 
BGH zweifeln. Immerhin war eine zent-
rale Aussage dieser Rechtsprechung, 
dass eine Anwendung der Nr. 1b aus-
scheide, „wenn die Zwangswirkung 
beim Opfer zwar mittels eines Gegens-
tandes, maßgeblich jedoch durch Täu-
schung hervorgerufen werden soll.“26 

Steht nicht auch im Sporttaschen-
Fall die Täuschung derart im Vorder-
grund, dass eine Übertragung dieses 
Gedanken gerechtfertigt wäre? Gerade 
bei der Verwendung eines Alltagsge-
genstandes, der als Bombenattrappe 
getarnt ist, kann die Zwangswirkung 
beim Opfer ohne zusätzliche ausdrückli-
che Erklärungen des Täters nicht ein-
treten. Das unterscheidet die Sportta-
sche von einer Spielzeugpistole oder 
einer ungeladenen Schusswaffe, bei der 
die Drohung allein durch den Anblick 
des Gegenstands herbeigeführt werden 
kann. 

Auf Grundlage dieser Argumenta-
tion wäre unserer Ansicht nach eine 
Ausweitung der „Labello-
Rechtsprechung“ auf andere ungefährli-
che (Alltags-) Gegenstände möglich. 
Dass diese Idee nicht ganz fernliegend 
ist, zeigt nicht zuletzt die Tatsache, 
dass sich auch der Generalbundesan-
walt (!) gegen eine Strafbarkeit nach 
§ 250 Abs. 1 Nr. 1b ausgesprochen hat-
te.27  

Zwingend ist eine solche Auswei-
tung jedoch nicht. Schlussendlich ist es 
eine schwierig zu beantwortende Wer-
tungsfrage, wann die Täuschung im 
Vergleich zum Tatmittel ausreichend im 
Vordergrund steht. Der BGH beantwor-
tet diese Frage ausschließlich nach dem 
äußeren Erscheinungsbild: Ein Gegens-
tand ist immer dann vom Tatbestand 
des § 250 Abs. 1 Nr. 1b ausgenommen, 
wenn er in keiner vorstellbaren Situati-
on dazu geeignet ist, gegenüber einem 
objektiven Beobachter den „Schein“ 
einer Waffe zu begründen. Der Nachteil 
dieser Sichtweise ist freilich, dass der 
„Labello-Rechtsprechung“ durch sie nur 
                                       
26 BGH NStZ 2007, 332, 333. 
27 BGH NStZ 2011, 278. 

ein erschreckend geringer Anwen-
dungsbereich bleibt. 

Dass der BGH eine Sporttasche 
nicht auf eine Stufe mit Lippenpflege-
stiften oder Plastikrohren stellen wollte, 
kann auch andere Gründe haben. Wir 
halten es für möglich, dass der BGH vor 
dem Hintergrund terroristischer Gefah-
ren, insbesondere durch alleinstehende 
Taschen an Bahnhöfen, die Verwendung 
einer Bombenattrappe als schwerwie-
gender bzw. verwerflicher einstuft als 
etwa Plastik- oder Metallgegenstände. 
Auf den ersten Blick ergibt dies durch-
aus Sinn. Immerhin haftet einer Bombe 
auch eine Gemeingefährlichkeit an. Ge-
droht wird nicht „nur“ damit, den Kas-
sierer zu erschießen, sondern eine Ge-
fahr für eine unbestimmte Anzahl von 
Menschen herbeizuführen. Diese Über-
legungen können aber nicht zur Beja-
hung oder Verneinung der Qualifikation 
des § 250 führen, sondern sind allen-
falls im Rahmen der Strafzumessung 
(§ 46 Abs. 2) zu berücksichtigen.  

Die Entscheidung des BGH reiht 
sich in eine unvorhersehbare und allein 
ergebnisorientierte Einzelfallrechtspre-
chung ein. Wie die Entwicklung weiter 
geht, ist völlig offen. Wie entscheidet 
der BGH wohl, wenn der Täter sich eine 
dicke Daunenjacke anzieht und behaup-
tet, er trage darunter einen Spreng-
stoffgürtel? Gerade weil eine Bomben-
attrappe keine bestimmte bzw. vorge-
gebene Erscheinung/Gestalt hat, kann 
somit stets von einer nicht einschätzba-
ren Gefährlichkeit gesprochen und eine 
Strafbarkeit nach § 250 Abs. 1 Nr. 1b 
bejaht werden. Wir wird bei einer Plas-
tikflasche als Tatmittel entschieden? 
Auch hier kann wegen eines möglichen 
explosiven Inhalts die Gefährlichkeit 
nicht eingeschätzt werden und damit 
der Weg zur Strafbarkeit nach § 250 
Abs. 1 Nr. 1b eröffnet sein.  

Diese Überlegungen zeigen, wie je-
des, zuweilen fast schon lächerlich wir-
kende Tatmittel einen schweren Raub 
i.S.d. § 250 Abs. 1 Nr. 1b begründen 
kann, bloß weil der Augenschein eine 
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Einschätzung der Gefährlichkeit nicht 
zulässt.  

Bei aller Kritik sollte man nicht ü-
bersehen, dass einzig der Gesetzgeber 
in der Lage ist, dieser unbefriedigenden 
Situation ein Ende zu machen. Der BGH 
hat sich schließlich an den Wortlaut und 
den gesetzgeberischen Willen zu halten. 
Immerhin wurde der uferlose Tatbe-
stand des § 250 Abs. 1 Nr. 1b durch die 
„Labello-Rechtsprechung“ ein Stück 
weit eingeschränkt. Dass die in dieser 
Rechtsprechung entwickelten Kriterien 
zu teilweise willkürlich anmutenden Er-
gebnissen führen, wurde ausführlich 
dargestellt. Auffällig ist jedoch, dass es 
auch der Literatur bisher nicht gelungen 
ist, eine „bessere“ Lösung oder allge-
meingültige und klare Abgrenzungskri-
terien zu finden. Man begnügt sich zu-
meist resignierend mit dem Ruf an den 
Gesetzgeber.28 

Wie sollten die Scheinwaffen-Fälle 
in Zukunft gelöst werden? Nach unserer 
Auffassung fallen nur solche Gegens-
tände unter den Tatbestand, die ohne 
ein starkes zusätzliches Täuschungs-
element den Schein einer Waffe be-
gründen können, also beispielsweise 
eine Spielzeugpistole, eine ungeladene 
Schusswaffe oder eine täuschend echte 
Nachahmung eines anderen gefährli-
chen Gegenstandes. Labello und Plas-
tikrohr sind davon ebenso wenig erfasst 
wie eine Sporttasche und andere objek-
tiv ungefährliche Alltagsgegenstände. 
Allen diesen Tatobjekten ist gemein, 
dass sie von einem unbefangenen Be-
obachter nicht ohne weitere Täu-
schungshandlungen als mögliche Waffe 
wahrgenommen würden. 

Wir denken, dass § 250 Abs. 1 Nr. 
1b gestrichen werden sollte.29 Der Un-
rechtsgehalt der vom Tatbestand er-
fassten Fälle wird von § 249 ausrei-
chend abgedeckt. Ein Strafrahmen-
sprung von einem auf drei Jahre durch 
die Verwendung ungefährlicher alltägli-
cher Gegenstände ist gerade im Ver-

                                       
28 Mitsch (Fn. 13), § 3 Rn. 60. 
29 So schon FAMOS 04/2007, 5. 

gleich zu den anderen Varianten des 
§ 250 Abs. 1 Nr. 1 nicht angemessen. 

Da eine Streichung der Nr. 1b in 
naher Zukunft wohl nicht zu erwarten 
ist, bleibt zu hoffen, dass der Tatbe-
stand von der Rechtsprechung so re-
striktiv wie möglich ausgelegt wird. Ge-
rade im vorliegenden Fall hätte der 
BGH die Möglichkeit gehabt, die be-
schränkte Wirkung der „Labello-
Rechtsprechung“ auf einen weiteren 
Anwendungsfall auszuweiten, um die 
gesetzgeberische Fehlleistung zu korri-
gieren. Diesen Weg ist er leider nicht 
gegangen. 
 
(Benjamin Beck / Thalia Konstantinou) 


